
Al hen Prozeß

dungen u..S. W. sich einstellt, wıe nıcht selten die Bestie
ım Menschen erwacht, dıie mıt den ausgesuchtesten (ırau-
samkeiten siıch des nunmehr ungeliebten Gatten ent-
ledigen sucht Das näher auszuführen ist wohl nıcht not-
wendı Das eine soll uns her gew1ß se1ln, das sittliche
Leben der Menschheit ist aul der SaNnzen Linle und ın
seinem vollen Umfifange durch die Entheiuligung der Ehe
gefährdet. Wie das Abweichen VO  o den etzten sıttlichen
Wertmaßstäben das n moderne Eheleben geschaffen
hat, wird andererseılts wiederum durch die Ehever-
wüsiung immer mehr sittliches and erstoört und relig1ö-
S5€S Leben vernıichtet. Ks ist gulL, WEeNnNn WITr die Eheübel
der Gegenwart uch ın diesen großen Zusammenhängen
sehen.

(Der zweıte eıl folgt.)

LOSP ZUmM (noNISchen Drazeß
Von Universitäts-Professor Franz /’riebs, Dr co Dr iur. ulr., Dr phil

Offizıal des Bistums Berlin. Päpstlicher Hausprälat.
IIT Abhandlung.

Erhebung, Zulassung un Abweisung der Klage.
Die Klage wiıird erhoben durch Finreichung einer

Klageschrift eım Gericht. Die Klageschrift heißt tech-
nNISCH „L1ıbellus” un 1st, je nachdem sich einen
Zayvıl- der Straiprozeß handelt, 1hnellus contentiosus der
cerıimiıinalıs.

Gemäß dem Prinzip der Schriftlichkeit, welches
den kanonischen Prozeß beherrscht, soll die age regel-
mäßig schriftlich, also In Korm einer Klageschrift -e1n-
gebrac werden. Ausnahmsweise ist her uch münd-
liches Vorbringen gestattel, die Klage wırd bel (ıe-
richt mündlich Protokall egeben, iın folgenden Fällen:

a) Wenn jemand nıcht schreiben kann, SE1I Aaus
Unwissenheıt, sel eines körperlichen Gebre-
chens, der aber WEeNnNn ZWar schreiben kann, aber
Urc einen gesetzmäßigen Grund verhindert ist, die
Kla eschrift dem Gericht einzureichen, ist mündliches
Vor ringen gestattel.

esehen hlervon steht 1m Ermessen des
Richters im Interesse der Beschleunigung des Streitver-
ahrens sich mıit dem mündlichen Vorbringen egnü-
SCN, Talle die Streitsache von untergeordneter Bedeutung
IST. Selbstverständlich mu ber der Rıchter seinem No-



tar die mündlich vorgetragene Klage zu den Akten dik
tıeren, dem Kläger vorlesen und VO  = diesem unterschrei-
ben lassen (c 1707 1643 2) So kann eine causa
incidens, P die Einrede der Befangenheit des Richters,mündlich vorgeiragen werden (c

Die Klageschrift 1mMmM Zivilprozeß mMu enthalten die
Angabe des strıttigen Gegenstandes und die Bıitte den
Rıchter kraft seines Rıchteramtes, Iso ım Namen der
Öbrigkeit, Recht sprechen (c Nur WEe1in das
mınısterium iudicis In der Klageschrift angerufen worden
ist, ıst die kxekution des Urteils durch dıe Mıttel der
OÖbrigkeit gesichert. Durch diese Bitte unterscheidet sich
die Klageschrift von einem Berichte der einer Infor-
mation des Rıchters Die Anklageschrift 1mM Straipro-
zeß MmMuUu enthalten die Angabe des betreffenden Deliktes
un die Bıtte das Gericht Verhängung der ent-
sprechenden Strafe der den richterlichen Ausspruch der
hereits 1DSO tfacto eingetretenen Stirafe

1708 zählt die rel essentjalia ıbelli uf
a Angabe des angerufenen erıichtes, b) das petıitum des
Klägers un C) Benennung des Beklagten.

ad a) Das Gericht mu gekennzeichnet se1n, daß
s mıiıt keinem anderen Gerichte verwechselt werden
Kann: 7 Bistumskonsistorium Berlin. Die Namen der
Personen der Richter Sind unwesentlich. Wenn die Klage
mündlich dem (Gerichte vorgetragen wird, geschieht
die Bezeichnung des Gerichtes durch das Proto-
kall Wird das angerufene Gericht nıcht u INd1IvI-
dualisiert, ist die Klage zurückzuwelsen.

ad Das Begehren des Klägers muß ange-
geben SeIN. Be1 einer Leistungsklage muß gesagt se1ın,
worın die Leistung bestehen soll Be1 einer Feststellun S_

klage muß angegeben se1n, welches Rechtsverhältnis in
seıiner KExıistenz der Nichtexistenz, In seiner Gültigkeit
der Nichtigkei VO Gericht festgestellt werden soll Im
Slrafprozeß mu der Ankläger (promotor)
geben, welche Strafe auf das dem Angeklagten Or-
iene Delikt Gerichte verhängt werden soll Das
Begehren des Klägers in der Klageschrıft ist eın eINseEl-
Liges Rechtsgeschäft, unterscheıdet sich Iso VO der Litis-
contestation, welche EIN zweiıselt1ges Rechtsgeschäft ist
un VOoO  — dem egehren des Klägers sechr abweiıichen annn

ad C) Endlich ist der Beklagte, EeZW. Angeklagte
ZU bestimmen, bei physischen Personen N.OFT= und

/Zuname, Stand, Wohnsıitz, Konfession; bei juristischen



CNa zeichnun der stischen
er Niederlassuné, des Sitzes. Bei rozelß-

ähigen Personen au ß der gesetzlıche Vertreter en  u
egeben werden, Vor- un Zuname, Wohnsıitz.

1708 ordert Angabe des Klagegrundes(fundamentum agendi, petendi). Bel diesem
Punkte herrscht 1im geltenden deutschen Zivilprozeß eine

Ontroverse. ach der Individualisierungstheorie, weilche
esonders in der Rechtswissenschaft begünstigt wird
och kürzlich VON Nickisch 1n Tübingen), ist erforderlich,
er uch genügend, daß das der Klage zugrunde legendeRechtsverhältnis stıreng individualisiert angegeben wIird,

SO daß VOoOoNn jedem andern Rechtsverhältnis qals VeTr-
schieden erkannt wird. klast den auf
Zahlung VON 100, gıbt als Klagesgrund AlHs Darlehen:;:
A klagt den auf Herausgabe einer Uhr, gıbtals Klagegrund All: S1e Nl seın Fıgentum; klagt
seine Ehefrau qu{f Nichtigkeitserklärung selIner Ehe mıiıt
C B, gibt als Klagegrund 2000 Ausschluß der Unauf-

löslichkeit durch die bel der kirchlichen Jrauung.Verschieden VO  — der Individualisierungstheorie ist die
Substanzuerungstheorie, welche aut die Begründetheit
es Klagebegehrens abgestellt ist S1e verlangt daher
außer der Angabe des Rechtsverhältnisses. daß der Klä-
Ser Tatsachen anführe, rechtserhebliche Tatsachen facta
1ur1ıdica, Pr Urkunden, Zeugenaussagen, welche den
Bewelıls dafür erbringen sollen, daß dem Kläger dem
Beklasgten gegenüber der behauptete AÄAnspruch Z
stehe In den obıgen Fällen müßte der Kläger Iso

och angeben, daß einen VO  — unterschrIie-
benen Schuldschein ıIn Händen habe, der daß das
Figentum der Uhr durch auf der Erbschaft laut
Kaufverirag der Erbschein erworben habe, der daß die

ihm VOL der Irauung einen Brief geschrieben habe,
daß S1e mıiıt inhm AUrTr eıne autflösliche Ehe eingehen wolle
Letztere Theorie ist 1im geltenden deutschen Zivilprozeß

herrschende, esonders In der Praxis des Reichs-
gerichts. Es ist klar, daß bel ihrer Befolgung der Klä er
etwas mehr eisten muß, hber ebenso klar ist CS, aß
durch die Forderung dieser Mehrleistung das Gericht Vor
manchen Klagen bewahrt wIrd. (ı1eradezu selbstver-
ständlich ist die Substanzılerungstheorie in der Anklage-schrift des Strafiprozesses, der öffentliche Ankläger
(Staatsanwalt, Promotor) das Delikt, welches dem An-
geklagten vorgeworien wird, nicht bloß sireng individua-
lisıert angeben muß, sondern uch Tatsachen anführen



welch di SCmuß rch StrafwürdigkeitAngeklagten bewiesen werde soll.
Der kirchliche Gesetzgeber hat sıch ganz eindeuti

{ür die Substanzlierungstheorlie erklärt, sagt. ım 1708
n Der Kläger mMu angeben, auf welches Recht sich
stützt, selne Klagebehauptung beweılsen. Daraus
folgt, daß eine Klageschrift, welche keine derartigen Tat-
sachen enthält, nicht substanzuert ist un daher m1
Recht VO Gericht limıine (d hne überhaupt eTrs
in den Prozeß einzutreten) zurückgewiesen wiıird
heißt ber 1m 1708 2 daß der Kläger weniıgstens 1m
aligemeınen (generatım saltem seine Kla substan
zi1leren mMuUuSsSse. Damit ist gesagt, daß der ager weder
sämtliche Tatsachen, och jede Tatsache In Einzelheıiten
anzuführen brauche, weiche seine age begründen sol
len. Es ist ırrıg und verletzt das Interesse der arteı, ıne
Klage deswegen zurückzuweılsen, weil die Klageschrıt
nıcht schlüssig sel, das Urteil ImMu. schlüssıg se1ın, nıcht
die Klage. Eıne Klage ist annn genügen substanziiert,
wWenNnn das Gericht die Überzeugung gewınnt, daß die
Klage durchaus HIC aqussichtslos sel, daß sich nicht

eine actıo utiliıs (unnütz), frivola (leichtfertig),
gatorı1a (läppisch) handle, daß vielmehr die ZU  — Begrü
dung angegebenen Tatsachen vernünftigerweise das Be
gehren des ägers rechtfertigen, falls die Beweiserh
ung dem Kläger ünstıg sel. SO ist Dr eine KI
welche ZWar Tatsachen enthält, die ber notorisch falsch
sınd, nıcht substanzuert. Die Ansıicht mancher Kanon!
sten, Da uch Lega, daß die Klageschrift dıe hauptsäch
ıchsten Beweise enthalten mUusse, S1e nıcht VOoOmm
KRichter limıne zurückgewıesen werden soll, ist daher
durch den abgewlesen. Nicht notwendis ist, daß
der Kläger den objektiven Rechtssatz anführt, auft den er
seine age stutzt Selbst WEeN keinen objektiven
Rechtssatz anführt der einen nıcht zutreffenden, So
chadet das nichts, das Gericht muß 1er erganzen, bezw
korrigleren, enn: 1ura novıt CUurla; da mıhl1 Iactum, abo
tiıb3 1US,. Die Forderung der Substanzuerung der Klag
1l sogenannte faule Prozesse möglichst verhindern.

Kın nalogon Zzu dieser Rechtsidee findet sich 11

Armenrechte, welches das Gericht 1Ur ann einer Parteı
bewilligen kann, wWenn die Überzeugung Wr hat
daß die Rechtsverfolgung der Rechtsverteidigung eın
hinreichende Aussicht auf rfol bietet un nicht mut
willig erscheint 114 O.; „OTrator probare debet



eß

NOoON utilem neque temerarıam Causam agere‘“‘, 1915$ 1)
Die deutsche verlangt in 253 daß die Klage-chrift enthalten muß „„die estimmte Angabe des Gegen-standes und des Grundes des erhobenen Anspruchs‘, VOI-

meidet Iso 1Im (1 ensatz ZU eiıne klare Stellung-nahme ın obiger ONLroverse.
1708 I: ordert schließlich die Unterschrift

des Klägers der sSeINeESs Prokurators (Vor- un Zuname),Wohnsitz un SCHNAUE Datierung unter Angabe des Tages,Monates, Jahres. ach 1708 steht im Ermessen
es Klägers, bestimmen, daß ı1hm die Schreiben des
Gerichtes qaußer seinen Wohnsitz einen beliebigen,aber Nn angegebenen gesandt werden. Im Notfalle
wiıird das Gericht, die Zustellung siıcherzustellen, den
(Ort selher vorschreiben.

Die Wirkung der dem Gericht eingereichten Klageist, daß zwischen dem Kläger un dem angerufenen (ze-
LIC eın Rechtsverhältnis hergestellt ıst rst qauf Grund
dieses Rechtsverhältnisses hat annn das Gericht Z Prü-ien, oh die Klage  y zuzulassen der abzuweisen ist. Ist
dieses Rechtsverhältnis N1IC entstanden, hat das (Ge-
richt mıiıt der Sache überhaupt nıchts Lun

Es macht keinen Unterschied, ob sich eiINe
Klage ın erster der zweıter der dritter nstanz han-delt, der eine Klage ın einer ‘incıdens der

eine Widerklage. Allerdings gibt das (zesetz ein1igebesondere Normen, muß ın der Berufungsklage der
Klagegrund (die petendi 1dentisch sSein mıt dem
Klagegrun der age 1n der ersten nstanz (c 1891 1)da dıe Berufungsinstanz eben HUT hber den Prozeßstoff
der ersten Instanz i urteilen hat hat COCNHN
seine FEhefrau die Klage qut Nichtigkeitserklärungseiner Ehe ın erster Instanz quf Impotenz estützt,kann In der 1a LÜr die zweıte nstanz nıcht eiwa SLa
Impotenz nıcht erfüllte Bedingung angeben.

Ist die age eingereicht, bestellt der Vorsit-zende des Gerichts den Gerichtshof, 1e ach dem strıt-
t1 Gegenstande einen Kinzelrichter (c der ein
Kichterkolle 1uUum Selbstverständlich ann sıchder Bischof die Bestellung des Gerichtshofes reservieren.Die nächste Aufgabe des Gerichts ist prüfen, ob die
age "zugelassen der zurückgewiesen werden soll Bei
eıinem Kollegialgericht entscheidet die Mehrheit. Es e_scheint unerheblich, oh die Votierung mündlich der



schriftlich geschieht. Daß die Votierung schriftlich ge- E
schehen sel, ist im richterlichen Dekret anzugeben.

Um einer Kntscheidung hber Zulassung der
Abweısung der Klage kommen, hat das Gericht nach
Anwelsung des Cr 1709 (c 1609 1) zunächst prü-
ien, obD für diesen Prozeß zuständıg sel. Wenn test-
steht, daß Zuständigkeit nıcht gegeben ist, daß vielmehr
eın anderes Gericht zuständig sel, wird das Gericht
selber dıe Klage „zuständigkelıtshalber” das betreffende
zuständige Gericht senden, nicht iwa erst em Kläger
zurücksenden mıiıt der Anheimgabe, hel dem zuständigen }(Grericht die Klage anzubringen. SO B in den Fällen
des 1560, VONn dem ausschließlichen, notwendigen
Grericht die ede ıst 29, 98) Wenn ' eın NZU-
ständiges (Grericht die Jage annımmt, den Prozeß führt
und das Urteil fällt, macht sich das Grericht der Ver-
jetzung kirchlicher Amtspflichten schuldig. Dieser Jat-
hbestand ist eın kanonısches Delikt und ach den ege.
des Strafrechtes hbeurteilen. Abgesehen hliervon ist
ber das Urteil des unzuständigen Gerichts nıcht eiwa
1PSO ungültıg, vorausgeselzt, daß das (rericht überhaupt
Gerichtsbarkeit hatte Man mMu 1er zwıischen Unzu-
ständigkeıt des (rzerichts un mangelnder Grerichtsbarkeit
ebenso unterscheliden W1e€e 1m Weiherechte zwischen
irregularitas und incapacıtas.

Nachdem die Kompetenzirage OIn (rericht g-
klärt ıst, mu das Gericht die rage prüien, ob der KIä-
SCT „Jegitima I standı in 1ud1C10 sSel (c 1709 1)
Es mMussen da ZWeI Punkte VOo Gericht geklärt se1ın,
bevor das Gericht eine Prozeßhandlung vornehmen
<ann:! Das Gericht mu das richtige Gericht se1n, und
der Kläger muß der richtige Kläger selIN. In letzterer Be-
zıehung muß das Gericht eine dreilache Prüfung V  —-
nehmen, ob der Kläger nämlıich überhaupt parteiıfählig
ıst, und WenNnn CL parteifählg ıst, ob prozeßfähig ist, und

parteıfählg un prozehiählg ist, ob geradediesem Prozeß berechtigt, legitimiert ist Parteifähigkeit
entspricht der Rechtsfähigkeıit. Rechtsfähig ıst 1n der
Kirche der Getauite 87/) Prozeßfähigkeit entspricht
der Geschäftsfähigkeit, ist Iso die Fähigkeit, prozessuale
Handlungen entweder selbst der durch einen Prokura-
tor wirksam vorzunehmen. Das (resetz versagt in INnan-
chen Fällen das KlagerecCht, Iso die Prozeßfähigkeit des
Klägers eın Akatholik annn 1n einem Eheprozesse
N1C als Kläger quitreten Jänner 1928,

75) Außer der arteifähigkeit un Prozeß-
An



ger
te rozeßfiä ist, auch adimiert ist, gerade diesen Prozeß führen kann,

ogenannte Jegiıtimatio ad cCausam, Sachlegitimation.Wenn der katholische Ehemann A seine Ehe-
rau die Klage erheht auf Nichtigkeitser lärung seiner

Ehe, un WenNnn qals Nichtigkeitsgrund anführt, daß die
arm sel, während geglaubt habe, S1e sSe1 reich, ist

der trotz seiner Parteli- und Prozeßhfähigkeit n1ıicC be-
echtigt, diesen Prozeß iühren, weıl der VO  Hy ihm

gegebene Nichtigkeitsgrund kein kanonischer ist, das ka-
onische eCc gıbt dem kein ecCc WESCH eINeESs SOl-
hen Grundes einen FEhenichtigkeitsprozeß tühren.

Die Sachlesitimation ist daher nNn1C eine Frage des Pro-
zeßrechtes, sondern eine Frage des materıiıellen Rechts,
da eben die Frage, ob der Kläger sachlich legitimiert ist,
VOo materıellen Recht beantwortet wird. Die NeEUeTEN
Prozessualisten sprechen daher leber VO Prozeßfüh-
rungsrecht als VO  —j Sachlegitimation, f Baumbach, Zaivil-
prozeß, Es hegt qui der Hand, daß die Klage desjen1-
gen, welchem das materielle ecCc Sar eın ecCc gibteinem Klageantrag, N1IC substanziuiert ist un daher
rückgewlesen werden muß Wenn der Kläger in se1lner
klageschrift ZUF Klagebegründung Beweise angeführt hat,
z. B Urkunden, ist das Gericht nıcht befugt 1ın diesem
Anfangsstadium die Beweise prüfen, das würde eine
Vorwegnahme der sogenannten Beweisinstanz 1m Pro-

se1nN, welche erst später erfolgen annn Über die
Prüfun der Kompetenz des Gerichts, der Partei- und
Prozeß ähıgkeit und des Prozeßführungsrechtes des Klä-
gers braucht das (Gericht ın den Akten keine besondere
Angabe machen, 1n dem Zulassungs- eZW. Abweili-
SUuN sdekret wIird das Resultat der Prüfung bloß test C-
stellt (C 1609 Das Zulassungsdekret ist VO C-
richt, VO Einzelrichter der VO  a} sämtlichen Mitgliederndes Kollegialgerichts unterschreiben, ebenso VO
Notar.

® 1709 erwähnt die Prüfungsgegenstände des
Gerichts nıcht vollständig, da unzweilelhaft das (rericht
uch die rage prüfen hat, ob im konkreten Falle
erhaupt der Rechtswegs zulässig sSel Der Rechtsweg,h der Wesg ZU Gericht, ist ach C 01 versagtdie Dekrete der Bischöfe, weiche iNan NUr mıiıt

Rekursen die Kardinalskongregationen ankämpfenkann. Die Frage, oh ın einem bestimmten alle der
Rechtsweg egeben ıst der nicht, wurzelt in der Unter-



scheid Pri echt fie t1 hem
privatrechtliche Streitigkeiten werden SA AT A  n  Ra  im ZivilproTEL  ZeSS
ausgefochten, öffentlich-rechtliche Streitigkeiten dagegen
im Verwaltungs-Streitverfahren. Da der Ausdruck des
Gesetzgebers im ( „legitima PEeErSONa standı in
1ud1ic10° und 1m 1609 ‚1U aCior 1n 1uUd1C10 possit
ıure consistere‘ sehr allgemein SE ıst anzunehmen, daß
der Gesetzgeber uch die Frage der Prüfung des Rechts-

darunter verstanden hat
Das (zericht hat VOo  D mts9 nıcht erst iwa

quf Antrag der Parteien seine Kompetenz und die Gee1ig-
netheit des Klägers diesem Prozesse prüfen.

An das Zulassungsdekret, welches beiden Par-
teien VOoO  — mts Nn zuzustellen ist, schließt sich
mittelbar das sogenannte Bevollmächtigungsdekret,

das Dekret, durch welches der Gerichtsho{i eines
seiner Mitglieder beauftragt un bevollmächtigt, 1m Na-
INeCN des Gerichts den Prozeß vorwaärts treiıben Dıs
einem estimmten Abschnitte. Dieser bevollmächtı]
Rıchter ist alsdann der auditor des ach 1580

kann nämlich der Bischof einen audıtor der meh-
Tere auditores bestellen als actorum instructores, Iso als
Untersuchungsrichter. Es lıegt ler eine sogenannteann-Vorschrift VOTL, der Bischof a’nnn ach seinem
Ermessen handeln, ann ber uch unterlassen.
Dann mu das Gericht eınen auditor bestellen, ber 11M-
INer DUr L1ür den einzelnen all Das Gericht kann einen
solchen auditor außerhalb seines Kollegiums bestellen,
ber nıichts sSLie 1m We C; daß eines seiner Mitglieder
damit beauitragt. Es ist richtig, daß alsdann der auditor
auch erkennendes, urteilendes Mitglied des Gerichts ist,
hber das dürite nıchts schaden, da dieses Mitglied des
Gerichts durch die unmittelbare Berührung mıt den
Parteien und Zeugen eın besseres und riıchtigeres ild

hat Die Konsistorien Breslau und Berlin ben
diese Praxis, S1e ist 1ın KRom bekannt un niemals ean-
tandet worden. Im Bevollmächtigungsdekret ist be-
merken, daß der auditor den Prozeß führen hat, Par-
teıen un Zeugen vernehmen Ü, S, bıs ZUr publicatıo
PFOCESSUS. Von da trıtt wieder das SaNZE Gericht ein,

hat jedes Mitglied des Gerichts genügen Gelegenheıseın Votum vorzubereıten. Selbstverständlich annn der
Offizial als der VO Bischof betraute Iräger der Gerichts-
barkeit 1n der Diözese, quası als dominus lıtis jedenAugenblick dem qaudiıtor ın den Arm fallen. Der auditor
entspricht dem beauftragten Richter des staatlichen Zivil-



pPrOZESSES. Den Parteien und Zeugen gegefiüber hat er die
volle richterliche Gewalt, dem Gericht gegenüber ist
unselbständig. Wenn die Parteıjen sich durch einen Akt
des auditor beschwert {ühlen, entscheidet ber diese
Beschwerde das Gericht. Kür Zwischenurteile PE 1m
Falle der contumacla eiıner Parteı ist der audıtor nıcht
zuständig, 1er muß das hetreffende Dekret durch samt-
liche Rıchter unterschrieben SeIN. Ks ist oit sehr zweck-
mäßig, daß ein einzelner Kichter, ben der audıtor, die
Beweise erhebt, ber empfiehlt sich ıIn schwier1ıgen
Prozessen die Parteı:en In Anwesenheıt des gesamten (Ge-
richtsholfes vernehmen lassen. Diese umständliche
Vernehmung macht sıch ber belohnt sowohl 1Ur die
Parteıen qals IUr die einzelnen Rıchter In Breslau und 1n
Berlin wird der VO Offizial ach S: 1580 bestellte p..
NCNS, welcher als Berichterstatter eım (zerichtshoife
fungıeren hat, regelmäßhıg als audıtor bevollmächtigt. Bel
der ota muß allerdings der auditor eine andere Person
seın als der DONCLULS gemäh der Lex proprıa (c 2)

Was die Abweisung der Zurückweisung der
Klage betrilfit (reiect10 libelli), ist dieselbe eine Prozeß-
abweisung, keine Sachabweisung, Iso ıne absolutio aD
instantıa, nıicht eine absolutio ab actione. Die Prozeß-
abweısung weiıst die age ab limıne 1U di1C1L, gleich
schon VO  an der Schwelle des Gerichts, hne überhaupt
erst 1n eıne Prozeßverhandlung einzutreten, entscheidet
Iso materiell, in der Sache selhber nicht, das merıtum
Causae bleibt unberührt. Daher kann 1er der Satz
bıs de eadem sıt act10 nıcht SE Anwendung kommen.
Es kann Iso der Kläger, WeNnN den Mangel der den
Fehler ın seiner Klagschrıift in Ordnung gebrac hat, VO  —

dıie age be1l demselben Gericht einreichen, D

nachdem durch das in einem Eheprozesse Pro-
zeßfähigkeıt erlangt hat, obschon Akatholik ist. Die
relectlo libelli annn uch brevı INanNnu erfolgen, durch
eine einfiache Verfügung des Offizials, hne über-
aup erst eın Gerichtsho{i bestellt worden ist. Das gE-
schieht, WEeNnNn die Klage evyident unnutz ist, Lrn der
ag seline Eheirau qau{tf Nichtigkeitserklärung
seiner Ehe, weil nıicht aus Liebe geheiratet habe Es
kommt eım Eheschluß nıcht qu{i das Motiıv des ıllens-
entschlusses sondern qu{i die Tatsache des illens-
entschlusses. Der Protestant hat mıiıt der Jüdin 1920
die.Ehe standesamtlıch geschlossen. Die 1äßt sich sche1-
den, katholisch taufifen un ag annn ihre Ehe
cultus dısparıtas. Diese Ehe ist ach 1070 gültig
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sungsdekretes seitens des Gerichts. Wenn aber eIme
solche Evıdenz nıcht vorliegt, muß das Gericht, der
Einzelrichter der das Kollegialgericht, prüien, ob die
Klage zuzulassen der zurückzuweisen ist. Die Mentahität
des Gesetzgebers ın dieser rage ist offenbar die, daß das
Gericht dem Gläubigen, welcher Rechtsschutz der
Rechtsverfolgung be1l der Kırche sucht, se1ine Hılfe 1n der
Regel nıicht verweigern darf Das geht klar hervor eiIn-
mal daraus, daß das Abweisungsdekret miıt Gründen VeI-
sehen se1in muß, und annn daraus, daß die Wel-
SUNg eın Rechtsmiuttel die höhere Instanz egeben ist
Ferner schreibt C. 1608 ausdrücklich VOT, daß der Richter
demjenigen, welcher 1n gesetzmäßıger Weise eım Z  —-
ständigen Gericht sein Recht sucht, der Prozeß nıcht
verweıgern ist. Die Zuwiderhandlung eines Gerichts, Iso
die leichtfertige, unbegründete Abweisung der Klage,
ame einer Rechtsverweigerung gleich (1ustitia denegata)
un würde mıt den 1mM ( 1625 angedrohten Strafen Zahnden SEeE1IN.

Das Gericht hat die Klage ach Inhalt und Form
prüfen der and der ben gemachten arlegungen.
Kaommt das Gericht ach gewIlssenhaiter ung der
Überzeugung, daß die Klage den im 1708 gegebenen
Vorschritften nıcht entspreche, muß Zurückweisung
erfol en, und ZWAar 1n der Horm eines Dekretes, welches
VO inzelrichter der von saämtlichen Rıchtern des Kol-
legs unterschreiben ist und VOoO Notar gegengezelich- %3
net werden mu Die Abstimmung kann uch ler durch
schriftliche Votierung geschehen. Das Dekret ist dem
Kläger VO  = mits Nn zuzustellen. Nachdem dıie Abwei-
SUNsS 1n einer LÜr den Kläger verständlichen Korm be-
ründet worden ist, ist der Kläger belehren, daß

dieses Dekret binnen zehn agen VOIL der Zustel-
lung gerechnet, Rekurs einlegen könne die zweıltle
Instanz.

Die Gründe, weshalb das Gericht die Klage zurück-
weıst, können derartıg se1nN, daß S1e durch den Kläger
aufgeklärt und ın Ordnung ebracht werden können. Als-
annn wıird dem Kläger 1im Abweisungsdekret dieses mıt-
geteilt werden und ıhm anheim egeben werden, die
Korrekturen ımd Ergänzungen selber vorzunehmen un
alsdann eine eue korrekte Klage einzureichen 1709

2) So WL in der Klage der Wohnsıitz nicht
angegeben ist, der das Mandat des procurator nicht dem
(zesetze entspricht (c Im Interesse der Beschleuv-

„ Theol.-prakt. Quartalscprift.“ 1937.
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nigung des Verfahrens wird dem Kläger eine kurze Frist
ZUu setzen se1ın, innerhalb deren beli Vermeldung der
endgültigen Abweısung se1ine Klage In Ordnung rIN-
SEN hat Legt der Kläger eine ( korrekte Klage VOL,
annn hat das Grericht diese prüfen un annn seibst-
verständlich einer Abweısung kommen AUS anderen
Giründen. In dem Abweisungsdekret sınd annn die
deren Gründe anzugeben.

Kın Rekurs die zweılte nstanz kommt Iso DUr ın
Frage, WeNnNn sıch nıcht Fehler der Mängel han-
delt, welche durch den Kläger behohben werden können,
sondern sachliche Momente, deren Beurteilung durch
das Gericht VO Kläger als ungerecht der unbillig CIM D-
iunden wIird. Hier 1eg die Ahnlhichkeit dieses Rekurses
nıt der AppelMatıon klar zutage. So Ziz erklärt sıch das
Gericht 1ür unzuständig, während der Kläger tür
ständig Hält: hält das Gericht dafür, daß der Kläger
keine DPEFrSONA Jegıtima standı in 1ud1c10 Ser, während der
Klä dieser Meinung ist;: ist das Gericht überzeugt,
daß die Klage nıcht hinreichend substanzunert sel, wäh-
rend der Kläger anderer eınung ist In allen diesen KÄäl-
len soll Iso die höhere nstanz entscheiden.

Wenn die höhere Instanz das Abweisungsdekret kas-
sıert, ist die notwendige Folge, daß die erstie nstanz
angewlesen wird, den Prozeß tühren. Selbstverständ-
lıch wird eın Gerichtshof ernannt, sondern der
Gerichtshof, welcher das Abweisungsdekret erlassen hat,
tührt den Prozeß. Wird das Abweisungsdekret bestä-
tıgt, ist damıt Tür den KIä och nıcht alles verloren;
ennn ann dieses SCestätigungsdekret nach all-
gemeınen kanonischen rundsätzen den Heiligen Stuhl
einen Rekurs einlegen, da der Heili Stuhl jedem
Gläubigen, welcher sıch durch eine kirch1 che Entsche1-
dung, sSEe1 der Gerichte, sSe1I der Verwaltungsbehör-
en, beschwert fühlt, se1in Ohr Jeiht, der überaus TrOst-
liche und versöhnende des 1569 Die IIN
tast in jedem Jahresberichte ber die Tätigkeit der ota
Fälle, 1ın denen berichtet wird, daß die ota ber einen
solchen Rekurs den Heilıgen Stuhl ach Anhörung
des defensor durch Dekret entschieden hat P

26, 129 XXV Diese römische Fintscheidung ist annn
unwiderrullic Das liegt In der Natur der Sache und ist
aqaußerdem durch 1709 und ( 1880 gesetzlich
vorgeschrıieben, da CauSac«, welche expeditissıme erledi-
SEN SINd, nıcht weiter verschleppt werden dürfen. Der
Kläger, welcher sıch durch das Abweıisungsdekret des VOI



ihm angerufenen Gerichts beschwert hit, INU n

höheren nstanz qls Grundlage der Entscheidung üDer-
reichen sowohl sSEINE Klage qals da m1t (ıründen Ver-
sehene Abweisungsdekret S Gerichts {ÜDie Frist Von
zehn JLagen ıst LeMpUS utile, Läuft daher Nn  t aD dem-
jenigen, weicher davon nıichts weıß der gesetzmäßıg VeCIL-

hındert IStE; dıe Hrist wahrzunehmen (c 393 i)m der
Unkenntnis vorzubeugen, mMmuß er 1m Abwe1ısungs-
dekret angegeben werden, daß dem Kläger, AL SICH
hbeschwert Tühlt, dieser Rekurs mıiıt zehntägıiger Frist
stehe Das gesetzmäßige Hındernis hat der Kiläger der
zweıten nstanz hewelisen der wenigstens glaunhait
ZU machen. Die höhere nstanz mu den promotor
der den deiensor hören, da das bonum puDplicum In
Frage steht, und der PromoLOr und der detfensor die
Anwälte des bonum publicum 1ın T Kırche Sind. Wenn
nämlich einem Gläubigen ungerecht der Prozeß verwel-
gert würde, wäre das eine Rechtsverweisgerung (lustitia
denegata), eine der schlımmsten un gefährlichsten Kr-
scheinungen in eıner menschlichen Gesellschaft. weiche
nach e und Gerechtigkeit geordnet sein will N
ıst selbstverständlich, daß, WEl da Abweisungsdekret
VO  k einem Richterkolleg unterschrieben ist, die Prüfung
der Abweısung ebenfalls durch eın Richterkolleg mıt gle1-
cher Richterzahl vorgenommen wird. 1709 IOor-
dert, daß die höhere nstanz uch die rekurrierende Par-
teı Öre. Diese Zitation ist ber offenbar NUu  b annn not-
wendig, WEeNNL Zweilel durch Rückfragen beheben sind.
SO fordert D 1960 eım eXceplius Adie Zaitation
der Parteien, welche ber be1 klarer achlage sicher nıcht
noitwendi«£ ist

1710 behandelt den Fall, daß das VO Kläger
angerufene Gericht innerhalb eines Monats VO  = der Kın
reichung der age gerechnet qut die age nıicht
reagiert, weder zulassend och abweisend. Zunächst 1St
diıe Krıist VOo einem Monat ler eine Notirıst, fatale legıs,
welche nıcht verlängert werden kann (c und
ZWAaTr ist diese Frist LteMpUS continuum, weilche kalen-
dermäßig abläu{ft (c S 3 1) Der Jag der Kın-
reiChung der Kla wird nıcht mitgerechnet (C G

1, 5 Notirıst fÜür das Gericht ist ine KISE
welche 1m Gegensatz tempus utile ahläu{ft hne ück-
S1IC. qaut 1€S fer1atae und dies noO fer1atae (c 1635 und

1639 1) terner hAne Rücksicht daraurft, oh das (zericht
VOnNn der betreffenden Norm Kenntnis hat der nicht, oh }  S
das Gericht A Handeln verhindert Wal der nicht Ist die
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ien, ht
SSUN der Abwe un de ent denT  Klageat, liegt eine Amtspflichtverletzung VO  m Der Klägermuß zunächst das angeruifene Gericht angehen und quf

Zulassung seliner Klage drängen. Reagiert das (Gericht
nach Ablauf VO  — Tünt Tagen wıederum NIC diese rıst
ist selbstverständlich wiederum tempus continuum,kann sıch der Kläger den zuständıgen Bischof WEel-
den, welcher ]a in selner 1özese die Ausübung der
Gerichtsbarkeit überwachen mu Der Kläger ann sich
ber uch die höhere nstanz wenden, ber iımmer
erst, WeNnNn eım angerufenen Gericht vorstellig OTr-den ist un eine Frist VO  a Lünf JTagen Iruchtlos abgelau-ien ist

Finreichung der Klage, Zulassung un Abweisungderselben liegen 1Im Vorstadium des eigentlichen Prozes-
SCS, dieser beginnt erst, WenNnn das Gericht eine gesetlZ-mäßıge Zitation erläßt. Jetzt erst hört die res qauft integrasein. Bıis dahıin annn der Kläger ber seine Klase irelund unabhängig Vom Gericht verfügen, ann S1e
rückziehen der andern (c

Nachtrag
Die Sakramenten-Kongregation hat Au ust

1936 eine besondere Eheprozeßordnung herausgege(A.A.S 28, 315 {l.) Es sSe1 ler Tolgendes nachgetragen:
a) art iordert, daß die Namen der VOo Offizial

TÜr den Gerichtshof bestellten Richter solort (statim) den
Parteien miıtgeteilt werden.

leser Norm ist Genüge geschehen, WEeNnNn das Zulas-sungsdekret die Unterschrift der TrTelI Richter rägt, WI1e
das 1m Konsistorium Berlin schon Jelz STieis der
all ist

b) art. D, D, bestätigt vollinhaltlich die ubstan-
zuerungstheorie.

C) art schreıbt VOTFr, daß Eheleute, welche 1n ich-
tiger Ehe leben, VO  — mts ZUTr Separation ECWO-
gCNH werden sollen, talls dieses Zusammenleben ach dem
Urteil des Ordinarıus schweres Ärgernis IT

art. wlederholt en alten eherechtlichen Satz,daß, WEeNN das Ehehindernis im Konsensmangel besteht,aurch pastorale Finwirkung die betreffende Partei ZUE

Nachbringung des Konsenses bewegen ist


